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Berlin, den 26. Juni 2024 
 
 

Betreff: Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgeset-

zes und des Justizkostenrechts (Kostenrechtsänderungsgesetz 2025 (KostRÄG 2025) 

 

Sehr geehrter Herr May, 

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 17.06.2024. Gerne möchten wir die Gelegenheit nutzen, 

hierzu Stellung zu nehmen. 

Die beabsichtigte lineare Erhöhung der Gebühren des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes und 

des Justizkostenrechts erachten wir, insbesondere mit Blick auf die allgemeine Preisentwick-

lung, als folgerichtig und sachgerecht. 

Die Einführung eines eigenen Gebührentatbestandes für eine elektronisch bewirkte Zustellung 

im GvKostG wird in der Mehrheit unserer Landesverbände als nicht vorzugswürdig gesehen, 

da in diversen obergerichtlichen Entscheidungen die elektronische Zustellung als mit der per-

sönlichen Zustellung vergleichbar betrachtet wurde. Somit erscheint eher eine klarstellende 

Ergänzung der KV 100 GvKostG angezeigt, wonach die Gebühr auch für eine elektronisch be-

wirkte Zustellung anfällt. 

Sollten Sie jedoch weiterhin die Einführung eines neuen Gebührentatbestandes für die elekt-

ronische Zustellung beabsichtigen, möchten wir auf folgendes hinweisen: 
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Unabhängig von den angestellten Berechnungen, bitten wir zu berücksichtigen, dass die Be-

zeichnung der neuen Gebühr klarstellen sollte, dass diese für die elektronische Übermittlung 

von Dokumenten an den Empfänger anfallen soll, unabhängig von der Form des Eingangs beim 

Gerichtsvollzieher. Die von Ihnen gewählte Bezeichnung „Zustellung elektronischer Doku-

mente“ könnte dahingehend missverstanden werden, dass nur beim Gerichtsvollzieher elekt-

ronisch eingereichte Dokumente unter diesen Tatbestand fallen. 

Zu der durchgeführten Erhebung des derzeitigen Aufwand in Zustellungssachen und den dar-
aus gezogenen Schlüssen müssen wir anmerken, dass die Erhebung zu einem Zeitpunkt er-
folgte, in welchem die Auswirkungen der zukünftigen E-Akte im GV-Büro noch nicht abseh-
bar sind. Die durchgeführte Erhebung berücksichtigt auch nicht den derzeitig sehr unter-
schiedlichen Stand der Umsetzung des elektronischen Rechtsverkehrs in den einzelnen Bun-
desländern. Somit treffen die erhobenen Daten keine valide Aussage zum tatsächlichen Auf-
wand, der bei der Erledigung von Zustellungen bundesweit entsteht. 
 
Wir stimmen mit Ihnen überein, wenn Sie vorschlagen, den Anwendungsbereich der Beglau-

bigungsgebühr KV 102 GVKostG auf die Fälle des § 193 Abs.1 Satz 1 Ziffer 1 ZPO zu beschrän-

ken, was die Regelung der Durchführungsbestimmungen in Nummer 10a DB-GVKostG auf-

greift. Für die vom Gerichtsvollzieher selbst gefertigten Abschriften soll keine Beglaubigungs-

gebühr erhoben werden. 

Jedoch sollen für diese vom Gerichtsvollzieher selbst gefertigten Abschriften nach Ihrem Vor-

schlag auch keine gesonderten Dokumentenpauschalen (mehr) erhoben werden, sondern 

diese bei der Neubemessung der Zustellungsgebühren mitberücksichtigt werden. Hierfür wol-

len Sie bei allen künftigen Zustellungsgebühren 1,03 EUR aufschlagen, zur Abgeltung des Auf-

wands für die Erstellung von Abschriften durch den Gerichtsvollzieher. Die Ermittlung dieses 

Wertes ist aus unserer Sicht allerdings fehlerbehaftet. Sie setzen dabei den durch die Erhe-

bung ermittelten Aufwand bei den dem Gerichtsvollzieher als elektronisches Dokument über-

lassenen Schriftstück (Tabelle A2 und B2) ins Verhältnis zur Gesamtzahl aller von den Gerichts-

vollziehern bewirkten und versuchten Zustellungen (Tabellen A1, A2, B1, B2=582.091). Dies 

führt jedoch zu unbilligen Ergebnissen.  

Richtig wäre aus unserer Sicht hier, auch nur die Zustellungszahlen aus den Tabellen A2 und 

B2 heranzuziehen, mithin 213.139. Damit würde sich ein zu verteilender Aufwand von 2,81 

EUR pro Zustellung ergeben. Bei einer Mitberücksichtigung der Beglaubigungsgebühren nach 

KV 102 GvKostG ergibt sich ein zu verteilender Aufwand von 3,01 EUR. 

Weiter geben wir zu Bedenken, dass wegen der geplanten Änderungen von Vorschriften zu-
künftig nur noch eine verschwindend geringe Anzahl von Dokumenten in Papierform beim 
Gerichtsvollzieher eingehen werden:  
 
 
 
 
 



 

Zunächst wäre hier die Neufassung von § 754a ZPO genannt, wonach eine hybride Einrei-
chung nicht mehr erforderlich ist. Dies hat zur Folge, dass mehr Aufträge rein elektronisch 
übersandt werden. Durch die Neufassung des § 136 GVGA sind nunmehr dem Schuldner bei 
der Zustellung der Ladung zum VAK-Termin statt Überstücken jetzt zwingend Abschriften des 
Antrags zu übermitteln, was mit erheblich steigenden Druckaufwendungen verbunden ist, 
für die nach der geplanten Regelung keine Dokumentenpauschale erhoben werden soll. Und 
wenn man bedenkt, dass ab nächstem Jahr auch öffentlich-rechtliche Auftraggeber verpflich-
tet sind, das siebenseitige Antragsformular zzgl. der zweiseitigen Forderungsaufstellung nach 
der Zwangsvollstreckungsformularverordnung (ZVFV) zu nutzen, sind weitergehende Ausdru-
cke erforderlich, weshalb auch der vorgenannte Betrag nicht annähernd den realen Aufwand 
widerspiegelt. 
 
Die beabsichtigte Schaffung eines gesonderten Gebührentatbestandes für elektronische Zustellun-

gen sowie die Abkehr von der Differenzierung zwischen Gebühren und Auslagen, aufgrund des 

elektronischen Rechtsverkehrs erscheint hier – unter Berücksichtigung der vorstehend ausge-

führten Aspekte –letzten Endes nicht sachgerecht. 

Soweit aber dieses Vorhaben trotzdem grundsätzlich weiterverfolgt werden soll, ist eine Neu-

berechnung der Umlegung des zu verteilenden Aufwandes vorzunehmen, die zu erheblich hö-

heren Zustellungsgebühren führen wird. 

Abschließend bitten wir um Klarstellung, dass die Erhebung von Dokumentenpauschalen 

künftig nur wegfallen soll, wenn die Partei ihre verfahrensrechtlichen Pflichten durch Einrei-

chung elektronischer Dokumente beim Gerichtsvollzieher auf einem sicheren Übermittlungs-

weg vollständig erfüllt. In allen anderen Fällen, in denen der Gerichtsvollzieher weiterhin mit 

analogen Eingängen konfrontiert wird, soll die Dokumentenpauschale oder die Beglaubi-

gungsgebühr weiterhin anfallen können. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Matthias Boek  
 
Bundesvorsitzender
 


